W 1. 1866. —— 3. Jahrgang. 


Die Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Voll. 


Sonnabend, 6. Januar. 


Erſcheint jeden Sonnabend. Preis vierteljährlich bel allen Preuß. Poſtanſtalten 4 Ya Sgr., bel den außerpreußiſchen Poſtanſtalten 
4 Sor; in Berlin bei allen Zeitungs ⸗Spediteuren incl. e e eat in der Expedition, Taubenſtr. 27, Ale Sr e 
die Zeile 3 Sgr. 


Mit dieſer Nummer beginnt die Verfafſung das erſte Quartal 1866. Die Redaktion 
hofft, von ihren frühern Leſern das Zeugniß zu erhalten daß ſie nach beſten Kräften beſtrebt 
eweſen ift, das Ziel, welches ſie ſich vom Beginn des Blattes an geſteckt hatte, im Auge zu 
5 alten. Treu demſelben wird unſer Blatt auch fernerhin in volksthümlicher und leicht faß⸗ 
licher Weiſe alle unſer geſammtes Staatsleben berührende Fragen im Sinne der liberalen Partei 
beſprechen. In Hinblick auf die Neuwahlen, welche im Jahre 1866 bevorſtehen, erſuchen wir 
unſere Leſer ganz beſonders, für eine möglichſt große Verbreitung unſeres Blattes in ihren 
Kreiſen ſorgen zu wollen. 

Ueber etwaige Unregelmäßigkeiten in der Zuſtellung unſeres Blattes erſuchen wir, bei 
dem betreffenden Spediteur oder der betreffenden Poſtauſtalt Beſchwerde zu führen, da wir 
von hier aus unſer Blatt regelmäßig an jedem Donnerſtag zur Poſt ſenden, ſo daß es 
auch in den entfernteſten Gegenden unſeres Vaterlandes am Sonnabend Abend in den 
Händen unſerer Abonnenten ſein kann. Sollte, trotz unſeres Bemühens, in keiner Weiſe 
gegen eine geſetzliche Beſtimmung zu fehlen, doch einmal durch eine Befchlagnahme unferes 
Blattes eine Unregelmäßigkeit in der Verſendung eintreten, fo werden, davon ſind wir über⸗ 
zeugt, unſere Leſer dieſe Unregelmäßigkeit uns nicht zur Laſt legen, ſondern uns ihr Wohl⸗ 
wollen nach wie vor erhalten. 


Neujahrsgruß. 


Wenn wir in dem Hinweis auf das vorige Jahr, 
welchen wir in der Schlußnummer unſeres vorigen Jahr⸗ 
ganges gaben, die Hoffnungen für die Zukunft auf Ereigniſſe 

ründeten, welche nicht in unſerem Vaterlande geſchehen 
An, ſondern für und zunächſt nur dadurch wichtig find, 
daß ſie einen neuen Beweis liefern für den regelmäßigen 
Sieg des Fortſchrittes und der Civiliſation, ia glauben 
wir doch heut, wo wir das neue Jahr beginnen, unſern 
Leſern gegenüber die Verpflichtung zu haben, ihnen dar⸗ 
über Rechenſchaft zu geben, mit welchen Befürchtungen 
und welchen Hoffnungen wir in die Zukunft unſeres 
eigenen Vaterlandes blicken. . | 

Allerdings ſcheint uns der Horizont ſtark verdunkelt 
zu ſein, indem ſich kein Anzeichen erblicken läßt, aus 
welchem man auf eine nahe bevorſtehende Beſeitigung 
des ſchweren Konfliktes, unter dem unſer Vaterland leidet, 
ſchließen könnte. Auf der einen Seite hält die Regie⸗ 
rung, jo wird verſichert, feſt an der Militär⸗Reorganiſa⸗ 
tion und an dem Verlangen, daß die Volksvertretung 
die dadurch bedingten Mehrausgaben bewillige, und 
andererſeits haben wir, entgegengeſetzt den Aeußerungen 


reaktionärer Blätter, kein Anzeichen entdecken können 
welches bekundet, es habe im Volke ein Wechſel der An⸗ 
ſicht über die Nützlichkeit und Nothwendigkeit der Militär⸗ 
Reorganifakion ſtattgefunden. Deshalb ſteht auch nicht 
zu erwarten, daß die gewählten Vertreter des Volkes in 
dieſem Jahre die dahin zielenden Vorlagen, welche ſie 
ſchon verſchiedene Male verworfen haben, in derſelben 
oder in ähnlicher Form genehmigen werden. 5 

Da aber vor einer Löſung dieſer Frage offenbar an 
eine Beſeitigung des Konfliktes nicht zu denken iſt, ſo 
ſtehen wir hier ſcheinbar vor einer verſchloſſenen Thür, 
vergebens nach dem Schlüſſel ſuchend, der die Pforten 
zu dem Zuſtand des Glückes und der Zufriedenheit öffne. 
Mit der bloßen Hoffnung, daß dieſer Zuſtand zu Ende 
gehen werde, iſt es nun nicht gethan, wir wollen ſehen, 
wie man ſich die Verwirklichung dieſer Hoffnung denken, 
wie man ſie näher bringen muß. 

In dieſer Beziehung hört man vielfach, daß es beſſer 
werden wird, wenn irgend ein großes Ereigniß, ſei es 
ein Krieg, ſei es eine Revolutfon in Paris oder der⸗ 
gleichen eintritt. Möglich, daß es daun beſſer wird, aber 
wir möchten unſere Leſer dringend davor warnen, ſich ſolcher 
Hoffnung hinzugeben. Hoffen auf irgend ein geträumtes 


Ereigniß, welches feinen Einfluß auf unſere Verhältniſſe 
ausüben ſoll, das ſcheint uns eines beſonnenen und 
ſeines Zieles bewußten Mannes und eines ganzen Volkes 
nicht würdig zu ſein. Das Schickſal eines Volkes 
kann den erfättniffen entſprechend und dauernd nur 
durch die eigene Thätigkeit deſſelben feſtgeſtellt werden. 
So hat ſich das preußiſche Volk durch ſeine eigene 
Thätigkeit in den Jahren 1813—15 einen Einfluß auf 
die Geſchicke des preußiſchen Staates erworben, den man 
ſelbſt unter den Zeiten der abſoluten Regierung nicht 
fortleugnen konnte. Das war damals ein ſchneles und 
kraftvolles Eingreifen in die Geſchicke des Staates, aber 
nicht ein ſolches allein iſt wirkſam. Es geht neben 
dieſem her ein langſames aber ſicheres Wirken des Volkes, 
welches ſich in dem treuen Feſthalten an dem, was man 
als recht und gut erkannt hat, und in der eifrigen Pflicht⸗ 
erfüllung mit ſtetem Hinblick auf das zu erreichende 
Ziel zeigt. Das iſt in den meiſten Fällen der gebotene 
Weg, auf welchem ein Volk ſich fein Schickſal feſtſtellt, 
und dieſer Weg, wenn er auch oft langſamer zum Ziele 
führt, als jene ſchnellen Entwicklungen, welche durch aus⸗ 
wärtige Ereigniſſe herbeigeführt werden, iſt ſicherer, weil 
bei ihm die Entwicklung und Feſtſtellung der ſtaatlichen 
Zuſtände Schritt hält mit der Entwicklung des politiſchen 
Bewußtſeins im Volke. 

In dieſer treuen Pflichterfüllung hat ſich das preu⸗ 
ßiſche Volk ſeit vier Juen en Naher i 
beirrt durch äußere Erfolge und ſonſtige Ereigniſſe hat 
es feſtgehalten an dem, was es einmal erkannt hat als 
recht und heilſam für das Vaterland. Die wiederholten 
Wahlen zum Abgeordnetenhauſe haben dies gezeigt, und 
noch jeden 5 finden wir den Beweis dafür in dem 
Umſtand, daß die Regierung, trotzdem ſie ſich in dem 
Abgeordnetenhauſe ſo bedeutend in der Minorität befin⸗ 
det, ſich nicht entſchließen kann, daſſelbe aufzulöſen, und 
den Verſuch zu machen, durch eine Neuwahl ein Ab⸗ 
geordnetenhaus zu erhalten, deſſen Majorität die Anſichten 
der Regierung theilt. 

Dieſe Erkenntniß giebt uns die Hoffnung auf eine 
lückliche und vielleicht nicht mehr ferne Löſung unſeres 
taatskonfliktes, und wir glauben, daß dieſe Hoffnun 

eine beſſere und ſicherere iſt, als jene Hoffnung a 
„irgend ein Ereigniß“, denn fie wurzelt auf dem realen 
Boden des Volkswillens und der Volkskraft. 

Moͤge dieſe abe eng das iſt unſer Neujahrswunſch 
für das geſammte preußiſche Volk, uns nicht täuſchen. 
Möge das Volk auch fernerhin ſich fo bewähren, wie 
wir es in den letzten Jahren kennen gelernt haben. Möge 
jeder Einzelne fortfahren in treuer Pflichterfüllung in 
ſeinem Kreiſe, möge Jeder verſuchen zu beſſern im Klei⸗ 
nen, und es wird beſſer werden im Großen. 

Vielleicht in nicht allzu langer Zeit wird wiederum 
der Ruf an das Volk ergehen, an den Wahltiſch zu 
treten und die Männer zu nennen, welche ſeinen Anſich⸗ 
ten in dem Landtage Ausdruck geben ſollen. Daun, darauf 
hoffen wir, zeige Jeder, wie ihm die Erfüllung ſeiner 
„ſtaatsbürgerlichen Pflichten eine Ehrenſache iſt, die er 
durch keinerlei Rückſichten zu vernachläſſigen ſich be⸗ 


ſtimmen läßt. Nur ſo kann er das Seinige thun, um 
die Hoffnung zu erfüllen, mit der wir die Betrachtungen 
des alten Jahres ſchloſſen, nämlich der Hoffnung, daß 
der Sieg der liberalen Inſtitutionen in der ganzen Welt, 
und jo auch in unſerem eigenen Vaterlande, ein ficherer iſt. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Am Schuß des vorigen Jahres iſt die Gin- 
berufung des Landtages zum 15. Januar 1866 erfolgt. 
Es iſt dies der letzte, nach den Beſtimmungen der beſchwore⸗ 
nen Verfaffung zuläffige Termin. Bei den erſten Berathun⸗ 
gen wird ein hervorragendes Mitglied des Abgeordnetenhauſes 
fehlen. Die ſechsmonatliche Gefäng nißhaft, zu welcher der 
Abgeordnete des zweiten Berliner Wahlbezerks, Dr. Johann 
Jacoby, wegen einer an ſeine Wähler gehaltenen Rede verurtheilt 
iſt, und welche er jetzt abbüßt, endet erft mit dem 26. Sebrua.. 
Der Artikel 84 rer Verfaſſung beſtimmt nun: „Jedes Straf. 
verfahren gegen ein Mitglied des Landtages und eine jede 
Unterfuhungs- oder Civilhaft wird für die Dauer der 
Sitzungsperiode aufgehoben‘, wenn das betreffende Haus es 
verlangt.“ Wenn man nun auch wohl annehmen kann, daß 
eine Strafhaft ein Theil des Strafverfahrens iſt, ſo 
wird doch der Umſtand, daß in dem Artikel nur von Unter⸗ 
ſuchungs⸗ und Civilhaft die Rede iſt, unzweifelhaft benutzt 
werden, um geltend zu machen, daß eine Strafhaft auch 
auf Verlangen des Hauſes nicht aufgehoben zu werden braucht. 

Nach langen Verhandlungen iſt endlich am letzten Tage 
des vorigen Jahres der Handelsvertrag zwiſchen 
Italien und dem Zollverein unterzeichnet worden. 
Damit ift aber leider noch immer nicht das Inslebentreten 
dieſes für unſere Hanteleintereffen fo wichtigen Vertrages ge⸗ 
ſichert, denn noch ſträubt ſich die hannöverſche Regierung 
gegen die Anerkennung des Königreichs Italien, welche eine 
weſentliche Bedingung für das Zuſtandekommen des Vertrages 
iſt. Wäre die Verfaſſung des Zollvereins derart, daß jede 
Maßregel, welche die Zuſtimmung der Majorität der Vereins- 
mitglieder erlangt, von allen Mitgliedern angenommen wer⸗ 
den muß, ſo würde der Widerſtand einer einzelnen Regierung 
nichts ſchaden, und es zeigt ſich jetzt wieder, wie bedauerlich 
es iſt, daß die preußiſche Regierung bei der Erneuerung der 
Zollvereinsverträge es verſäumt hat, eine ſolche Aenderung 
durchzuſetzen. 

Wenn wir auch ſeit längerer Zeit unſeren Leſern nicht 
mehr die Nichtbeſtätigungen u. dergl. mitgetheilt haben, ſo 
halten wir es doch für nothwendig, derartige Vorfälle zu be⸗ 
richten, wenn ſie den Beweis liefern, wie die Beachtung des 
politiſchen Parteiſtandpunktes in allen Verhältniſſen immer 
weiter um ſich greift. In dieſer Beziehung finden wir ein 
Inſerat in dem „Bürger⸗ und Bauernfreund“, welches wir 
hier folgen laſſen: 2 Be 

„Seit vielen Jahren Bezirks-Kommiſſarins der ländlichen 
Feuerverſicherungs⸗ Societät des Kirchſpiels Gumbinnen und 
ſpäter auch Gerwiſchkehmen, wurde ich vor Kurzem wieder 
einſtimmig gewählt. Nach der Wahl richtete Herr Kreis. 
ſekretär Olleſch an mich die Frage, welcher politi⸗ 
ſchen Partei ich angehöre, und auf meine Antwort, daß 
ich mich zur Fortſchrittspartei bekenne, meinte er, das 
könne mir nachtheilig ſein. Von der Direktion der 
ländlichen Feuer⸗Societät ſcheine ich nicht als Baezirks⸗Kom 
miſſarius beſtätigt zu ſein, da mir durch den Gumbin ner 
Landrath die betreffenden Papiere abgefordert wurden, und 
die Direktion von ihrem Rechte, falls ein Unbrauchba rer 
gewählt, Gebrauch gemacht und einen Beſitzer aus einem 
andern Kirchſpiel zum Bezirks⸗Kommiſſarius ernannt. So 


aus einem Geſchäftskreiſe geriffen, dem ich Jahre lang im 
guten Einvernehmen mit meinen Standesgenoſſen, wie ich 
glaube zu ihrer Zufriedenheit vorgeſtanden, ſage ich aben 
Freunden, mit denen ich in meiner geweſenen Eigenſchaft als 
Bezirks ⸗Kommiſſarius nicht mehr in Berührung kommen 
werde, Dank für das Zutrauen, welches fie mir durch mehr⸗ 
fache Wiederwahl bewirſen. Szameitſchen, im Dezem- 
ber 1865. Neuber.“ 

Die Regierung in Liegnitz holt, wie mitgetheilt wird, bei 
der Berufung von Beamten und Lehrern, die ihrer Beſtäti⸗ 
gung bedürfen, auf amtlichem Wege Auslaſſungen der dieſen 
bieher vorgeſezten Behörden über das Verhältniß des Be⸗ 
rufenen zur Kirche und Staat ein. 

Bekanntlich war es öfter vorgekommen, daß in der Pro- 

vinz, in Königsberg z. B. ein Artikel ſtrafbar befunden 
war, der einem Berliner Blatte entlehnt und in der Haupt⸗ 
ſtadt unbeanſtandet geblieben war. Es ereignete ſich auch 
kisweilen der Fall, daß das Geſuch eines Staatsanwalts in 
der Provinz, den angeklagten Artikel des Berliner Blattes 
unter Anklage zu ſtellen, bei der Berliner Dberftaatsanwalt- 
ſchaſt keine Berückſichtigung gefunden hatte. Im Intereſſe 
der Rechtsgleichheit ſoll nun vor kurzem vom Juſtiz. 
miniſter Grafen zur Lippe eine Verfügung erlaſſen worden 
fein, nach welcher die Berliner Oberſtaatsanwaltſchaft gehalten 
wäre, einem ſolchen Verlangen der Staatsanwaltſchaften in 
der Provinz zu entipreden, fo daß, wenn die Königeberger 
Staate anwaltſchaft z. B. die „Hartung'ſche Zeitung“ wegen 
eines der „Reform“ oder „Volks⸗Ztg.“ entlehnten Artikels in 
Anklage verſetzen und die Berliner Oberſtaatsanwaltſchaft 
erſuchen ſollte, den anſtößigen Artikel auch in Berlin zu ver⸗ 
folgen, dieſe letztere verpflichtet wäre, auch hier die gericht⸗ 
liche Verfolgung des Blattes einzuleiten. Um die „Rechts⸗ 
leichheil“ zu fördern, muß es einfacher erſcheinen, daß die 
Staatsanwaltſchaften in der Provinz angewieſen würden, nur 
in dem Falle gerichtlich gegen einen ſolchen einem fremden 
Blatte entlehnten Artikel einzuſchreiten, wenn gegen dieſen 
Artikel auch in dem Blatte, in welchem er als Original- 
mittheilung erſchien, bereits an dem Orte des Erſcheinens 
von der Staatsanwaltſchaft Anklage erhoben worden wäre. 

Aber dieſe Verſchärfung in der Beaufſichtigung der Preſſe 
ſcheint noch nicht zu genügen. Nach einer neueren Mitthei⸗ 
lung vom Rhein ſoll eine für die Preſſe nicht unerbebliche 
Verfügung des Herrn Juſtizminiſters vor etwa 6—8 Wochen 
den Mitgliedern der Staatsanwaltſchaft zugegangen ſein. 
Hiernach werden dieſelben zur ſchärfſten Ueberwachung 
der Zeitungen und zwar in der Weiſe aufgefordert, daß 
auch die außerhalb ihres eigentlichen Amtsbezirkes 
erſcheinenden Blätter zum Gegenſtande der Controle 
gemacht werden ſollen. Werden in dieſen Artikel gefunden, 
welche nach ihrer Meinung eine Geſetzes verletzung darſtellen, 
fo find fie gehalten, die zuſtändige Behörde darauf aufmerk⸗ 
ſam zu machen; glaubt dieſe keine Veranlaſſung zum Ein⸗ 
ſchreiten zu haben, fo iſt der Generalprocurafor in Köln um 
die Entſcheidung anzugehen, und falls auch dieſer ſich für 
die Nichtverfolgung aussprechen ſollte, in letzter Inſtanz der 
Juſtizminiſter zu befragen. 

Wie man ſagt, ſtanden die Anhänger des Herrn von 
Bismarck im Begriff, ihm eine große Beſitzung in der Ge⸗ 
gend von Potsdam anzubieten, jedoch ſoll er die betreffenden 
Perſonen im Voraus darauf aufmerkſam gemacht haben, daß 
er als prenßiſcher Miniſter keine Geſchenke von einer politi⸗ 
ſchen Partei annehmen könne. Darauf hin ſoll die Sache 
unterblieben ſein. Wir theilen dies mit, ohne daß wir von 
der Richtigkeit der Nachricht überzeugt ſind. Welchen Werth 
übrigens die Geſchenke der konſervativen Partei haben, davon 


weiß der Eigenthümer von Eulenburg und Dummerwitz, der 
Alg. Wagener, ein Stückchen zu erzählen. 

Schleswig⸗Holſtein. Daß man es nicht verftanden hat, in 
den Herzogthümern große Sympathien für Preußen zu erwer⸗ 
ben, das giebt jetzt ſelbſt die Kreuzzeitung zu. In einem Briefe 
dieſes Blattes aus Kiel heißt es: daß die Preußen hier doppelte 
und dreifache Preiſe bezahlen müſſen, iſt notoriſch, und es 
fällt kaum noch auf, wenn man einen holſteiner Käufer, 
ſobald ihm ein hoher Preis abgefordert wird, zu dem Verkäu⸗ 
fer ſagen hört: „Sie halten mich wohl für einen 
Preußen!“ 

Baiern. Die Bewegung gegen die Kabinetsregie⸗ 
rung iſt noch immer im Gange und hat ſich auch nicht, da- 
durch beſchwichtigen laſſen, daß die reaktionäre Partei auf die 
Ausführung ihrer Abſicht, das Miniſterium des Innern durch 
den Kabinetsſekratair an einen ihrer Anhänger gelangen zu 
laſſen, vorläufig verzichtet hat. An die Stelle des abgetretenen 
liberalen Miniſters Neumayr iſt der Halbliberale Koch ge 
kommen, der natürlich ſpäter noch leichter zu beſeitigen ſein 
würde wie Neumayr, weil er eben als Halbliberaler nicht 
die Unterſtützung bei der öffentlichen Meinung finden wird, 
deren ſein Vorgänger ſich erfreut hat. In allen großen 
Städten Baierns, zuerſt in Nürnberg und Nördlingen, haben 
Volksverſammlungen ſtattgefunden, und überall find Reſolu⸗ 
tionen gegen die Kabineisregierung angenommen worden. Eine 
Deputation, die aus den Volksverſammlungen der verſchiede⸗ 
nen Städte zuſammengeſetzt werden ſoll, wird dem Könige 
eine Adreſſe im Sinne der Reſolutionen gegen die Kabinets⸗ 
regierung überreichen. 


Oeſterreich. Neben dem Blick auf die erhoffte franzs⸗ 
ſiſche Allianz iſt die Aufmerkſamkeit natürlich immer noch 
auf Ungarn gerichtet. Die Erwartungen auf eine Ausjöl- 
nung der Wiener Hofburg mit Ungarn — denn darum han⸗ 
delt es ſich eigentlich doch nur, und nicht um eine Aus⸗ 
gleichung der Intereſſen der deutſch⸗ſlawiſchen Landestheile 
und denen der Ungarn — ſind zwar nicht mehr ſo zuver⸗ 
ſichtlich, als während der Anweſenheit des Kaiſers in Peſth, 
aber in den Kreiſen, die einen Blick hinter die Kouliſſen 
haben, glaubt man immer noch an eine Verſtändigung mit 
dem ungariſchen Reiche tage. Die Ungarn machen jetzt, nach⸗ 
dem der erſte Jubel, mit dem das Herz des Kaiſers beſtochen 
werden ſollte, vorüber iſt, mürriſche Mienen und erklären ſich 
für getäuscht, weil die eigentliche Abſicht der Regierung den 
ſchönen Worten des Kaiſers nicht entſpreche. Man ver⸗ 
muthet aber, daß ſie es nur thun, um ſo viel als möglich 
bei dem Handel zu erlangen, d. h. fie machen die Waare 
ſchlecht, um weniger darauf bieten zu können, vielleicht ſogar 
auch nur, um dem ihnen freundlichen Miniſterium eine indi- 
rekte Unterſtützung gegen die Machinationen der contre revo⸗ 
lutionären und ultramontanen Partei zu gewähren, der der 
Kaiſer in feinen Zugeſtändniſſen an Ungarn viel zu weit 
gegangen iſt. Vorläufig hat fi der ungariſche Reichstag 
kluger Weiſe auf lange Zeit vertagt. Sie haben ſomit volle 
Zeit, abzuwarten, ob das Wiener Kabinet in feinen Haupt⸗ 
zugeſtändniſſen Wort hält, d. h. ob Kroatien und Sieken⸗ 
bürgen wieder mit Ungarn vereinigt werden. Dieſe Wieder ⸗ 
vereinigung iſt nämlich die Grundlage jeder Verſtändigung. 
Tritt dieſelbe ein, jo wird fi vorausſichtlich die Majorität 
des Reichstags mit einer gewiſſen Selbſtändigkeit in ihrec 
Komitatsverfaſſung und einem ſehr beſcheidenen Maße des 
Konſtitutionalismus begnügen, und der Friede zwiſchen dem 
Hauſe Habsburg und Ungarn wird auf Koſten der Freiheit 
des übrigen Oeſterreichs, beſonders der deutſchen Provinzen, 
geſchloſſen werden. 


Frankreich. Mit großer Spannung hat man, wie ge- 


wöhnlich, der Anrede entgegengeſehn, welche Kaiſer Napoleon 


bei der Neujahrs gratulation an die fremden Geſandten 
halten würde. Dieselbe iſt jehr friedlich ausgefallen, und 
findet ſich darin von einem Hinweis auf ein Bündniß zwi⸗ 
ſchen Oeſterreich und Frankreich keine Spur. Sie lautet: 
„In jedem Jahre zur ſelben Zeit wenden wir uns zurück in 
die Vergangenheit und werfen unſern Blick in die Zukunft. 
Schätzen wir uns glücklich, wenn wir, wie heute, vermögen, 
uns gegenſeitig zu beglückwünſchen, Gefahren vermieden, Be. 
fürchtungen ein Ende gemacht und die Bande enger gezogen 
zu haben, welche Völker und Könige verbinden. Schätzen 
wir uns beſonders glücklich, wenn die aus den hinter uns 
liegenden Ereigniſſen geſchöpften Erfahrungen uns geſtatten, 
eine lange Reihe von Tagen des Friedens und des Gedeihens 
zu inauguriren.“ 

England. Der engliſche Finanzminiſter hatte im vorigen 
Jahr dem Parlament ſehr bedeutende Steuer⸗Ermä ß 
gungen vorgeſchlagen, welche zuſammen die Summe von 
5½ Millionen Pfund (etwa 35 Mil. Thlr.) ausmachen. Er 
nahm bei der Vorlage des Budgets an, daß durch die Steuer- 
erinäßigungen der Verkehr jo ſteigen würde, daß der Ausfall 
bei den Einnahmen nur 4 Millionen Pfund (etwa 28 Mil⸗ 
lionen Thlr.) betragen würde. Es läßt ſich aber jetzt ſchon 
vorausſehen, daß die Steigerung der Einnahmen eine ſo be⸗ 
deutende ſein wird, daß der Ausfall nur etwa 2 Millionen 
Pfund betragen wird, ſo daß alſo wahrſcheinlich wiederum 
bedeutende Steuerermäßigungen eintreten werden. 

Mexiko. Die Lage des Kaiſer Max wird immer kritiſcher. 
Die neueſten Nachrichten aus Amerika melden, daß die 
Franzoſen binnen drei Monaten das Land verlaſſen würden, 
und dürfte alsdann wohl das Kaiſerreich ſein Ende erreicht 
haben. Wenn auch die Richtigkeit dieſer Nachricht vor der 
Hand noch angezweifelt werden muß, ſo ſcheint man doch von 
Seiten der Vereinigten Staaten jetzt ſehr ernſtlich auf die 
Räumung Mexiko's durch die Franzoſen zu dringen, und 
Louis Napoleon wird kaum Neigung haben, ſich ſeines über⸗ 
ſeeiſchen Schützlings wegen in einen Kampf mit der Union, 
deſſen Ende nicht abzuſehen wäre, zu verwickeln. 


Das konſtitutionelle England. 

Wir ſind gewohnt, in allen zweifelhaften Lagen unſeres 
konſtitutionellen Lebens auf England zu blicken und zu ſehen, 
wie man in ähnlicher Lage dort gehandelt hat, wo man jeit 
Jahrhunderten an ein ſtreng konſtitutionelles Leben gewöhnt 
iſt. So wollen wir denn auch heut, um konſtitutionellen 
Brauch zu lernen, unſern Leſern den Verlauf eines Prozeſſes 
mittheilen, der gegen das Ende des Jahres 1865 in Eng⸗ 
land entſchieden worden iſt, und der uns wohl geeignet er⸗ 
ſcheint, die Aufmerkſamkeit aller Staatsmänner und Politiker 
des Feſtlandes, ja jedes Bürgers, der in ſeinem Lande für 
ein ſtreng konſtitutionelles Regiment ſorgen will, auf ſich zu 
iehen. Es handelte ſich um einen Hauptpunkt des 
ent bn enellen Rechts: die Verwilligung und 
Nichtbewilligung von Ausgaben durch das Par— 
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Im Jahre 1858 war, nachdem das Miniſterium Palmer⸗ 
fton geſtürzt war, der Wahlkampf in Dover durch die Be⸗ 
mühungen eines gewiſſen Churchword zu Gunſten des kouſer⸗ 
vativen Miniſteriums Derby entſchieden worden. Das 
Miniſterium Derby hatte, natürlich nicht aus Parteidankbar⸗ 
keit, ſondern im wohlerwogenen Intereſſe des Landes, ſpäter 
Herrn Churchword die Poftverbindung zwiſchen Dover, Calais 
und Oſtende gegen eine jährliche Subſidie von 18,000 L. 
(420.000 Thlr.) auf die Dauer von elf Jahren, bis zum 


Jahre 1870, dagen und die damaligen Lords der Admi⸗ 
ralität einen förmlichen Kontrakt darüber mit dem glücklichen 
Wahlagenten abgeſchloffen. Allein der Geſammt⸗Ausfall der 
Wahlen im Lande war nicht zu Gunſten der Herren Derby, 
Disraeli und Malmesbury, welche in dem konſervativen Mini⸗ 
ſterium ſaßen; das Minifterum wurde geſtürzt und die libe- 
rale Majorität, welche die Whigs wieder ins Amt rief, unter⸗ 
nahm auch eine Prüfung jener Verhandlungen mit Herrn 
Churchword. Das Ende der Unterſuchung war, daß das 
Unterhaus zur weitern Sorijeßung jenes Verhält⸗ 
niſſes die Gelder verweigerte und ausdrücklich ver 
bot, daß von bewilligten Geldern ein Penny zur 
Bezahlung jener Unterſtützung verwandt werde. 
In der „Appropriation Act“, wodurch von Seiten des 
Parlaments die Verwendung der bewilligten Gelder für die 
einzelnen beſtimmten Poſten autoriſirt wird, war ſowohl 
1863 als 1864 dieſes förmliche Verbot enthalten. Mittelſt 
einer Bittſchrift (Petition of Right), daß die Kroue gegen 
ſich ſelber den gewöhnlichen Weg des Rechtes zulaſſen möge, 
kam die Entſchädigungsklage des Herrn Churchword, auf 
126,000 L. gerichtet, in der vorigen Woche vor dem Gerichts⸗ 
hof zur Verhandlung. Alle großen Rechtsgelehrten des Landes 
waren in der Sache betheiligt. Die ſcharfſinnigſten, im öffent⸗ 
lichen Recht beſtbewanderten jüngeren Kräfte des Advokaten ⸗ 
ſtandes hatten die Vorſtudien gemacht, allein in der öffentli⸗ 
chen Verhandlung beſchränkte mau ſich darauf, von j der Seite 
nur einen Redner zu hören, freilich die beiden feinſten Juriſten 
des Landes, für den Kläger Sir Hugh Cairns, und für 
die Regierung den jetzigen Attorney General Sir R. Palmer. 
Nimmt man dazu, daß der Prozeß vor Sir Alexander Cock⸗ 
burn, dem Lord Oberrichter von England, und ſeinen 
Collegen geführt wurde, ſo wird man einſehen, daß kein Punkt 
von irgendwelcher Bedeutung überſehen werden konnte. Die 
Hauptſache war nun aber, daß in jenem Vertrage die Be⸗ 
zahlung der Subfidiengelder auf vom Parlament zu bewilli⸗ 
ende Mittel angewieſen wurde. Hierin ſahen die Richter 
o wie der Vertheidiger der Admiralität eine vorhergehende 
Bedingung, daß nur aus dazu zu bewilligenden Geldern jene 
übernommene Verpflichtung beftritte werden ſolle, daß jomit 
die Zuſtimmung des Parlaments ein weſentlicher Punkt der 
ganzen Verbindung ſei. Aber die Entſcheidungsgründe 
gehen noch weiter, indem ſie allgemein bei ſolchen 
Verträgen die Vorbedingung annehmen, daß das 
Parlament die nöthigen Mittel verwilligt. Kon- 
trakte der Art mit einer Regierung find daher nie 
abſolut bindend und aus ihrer Nichterfüllung kann gegen 
die Krone nicht geklagt werden, wenn es ſich zeigt, daß das 
Unterhaus in ſeiner konſtitutionellen Befugniß in Geldſachen 
die Mittel nicht bewilligt oder ausdrücklich verweigert hat. 
Daß ohne dieſe Bewilligung die Regierung irgend einen Be. 
trag auszahlen könne, kam als konſtitutionelle Monſtroſität 
auch dem Rechtsbeiſtande des Klägers nicht in den Sinn. 
Sehr richtig war die Hinweiſung des Richters auf das Ver⸗ 
häliniß bei Staatsverträgen, wodurch ſich die Krone zu ge⸗ 
wiſſen Leiſtungen verpflichtet. Wenn das Parlament die 
nölhigen Gelder nicht bewilligt, kann die überuommene Ver⸗ 
pflichkung nicht erfüllt werden. Es ſoll und darf auf keinem 
Umwege, weder des Privatverkeh es, noch der internationalen 
Verhältniſſe, an dem Rechte des Parlaments, die Ausgaben 
und Einnahmen des Landes zu beſtimmen, auch nur im ge- 
ringſten gerüttelt werden. Alle Richter waren einjtim- 
mig der Meinung, daß die Klage abgewieſen wer- 
den müſſe. Es ſteht zu hoffen, daß dieſe wichtige Entſchei⸗ 
dung einer Frage des konſtitutionellen Staatsrechts überall 
auf dem Feſtlande die gehörige Beachtung finden wird. 
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